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Offener Brief an die Bundesgesundheitsministerin 

Auswirkungen der geplanten Pflegereform durch das PNOG auf die ambulante und teilstati-

onäre Pflege 

 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin Warken, 

 

Sparmaßnahmen und Umstrukturierungen in der Pflegeversicherung sind angesichts eines Milliar-

dendefizits seit Langem notwendig. Die Finanzierung der Pflegeversicherung muss nachhaltig für 

die Zukunft gesichert sein. Hierzu gehört sicherlich auch die kritische Bewertung der Einnahmen- 

und Ausgabenseite. Die Erhöhung der Beitragseinnahmen ist dabei eine nachvollziehbare Maß-

nahme – allerdings belastet sie Versicherte sowie Arbeitgeber zusätzlich und hat somit unmittel-

bare Auswirkungen auf die Wirtschaft. 

 

Nicht nachvollziehbar ist für uns als Verband ambulanter Pflegedienste und teilstationärer Pflege-

einrichtungen, dass die im Gesetzentwurf geplanten Kürzungen ausgerechnet Pflegebedürftige, 

ihre Angehörigen und die Pflegeeinrichtungen treffen. Gleichzeitig sollen versicherungsfremde 

Leistungen wie Rentenzahlungen für pflegende Angehörige und die Kosten der Corona-Pandemie 

weiterhin über die Pflegeversicherung finanziert werden. Dabei sind hierfür eigentlich andere Kos-

tenträger zuständig. Hier liegt ein erhebliches Einsparpotenzial, das bislang nicht genutzt wird.  

 

Die Kürzungen erfolgen somit genau bei denjenigen, die bis vor Kurzem von der Politik noch gerne 

als tragende Säulen der Langzeitpflege genannt wurden: die pflegenden Angehörigen als „größter 

Pflegedienst der Nation“ und die ambulanten, teil- und vollstationären Einrichtungen als systemre-

levante Unternehmen. 

 

Frau 

Anke Willers-Kaul 

Geschäftsführerin 

 

E-Mail: 

willers-kaul@lfk-online.de 

 

 

Ministerium für Gesundheit 

Bundesministerin Nina Warken 

Friedrichstraße 108 

10117 Berlin 
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Das ursprüngliche Ziel der Reform, die Attraktivität des Pflegeberufs zu steigern, pflegende Ange-

hörige zu stützen und zu entlasten, Eigenanteile zu reduzieren und somit Sozialarmut zu vermei-

den, scheint aus dem Blick geraten zu sein.  

 

Die geplante Reform ist keine Strukturreform, sondern sieht ausschließlich Streichungen im vor-

handenen System vor und gefährdet sogar unmittelbar bestehende Versorgungsstrukturen. Der 

Gesetzentwurf birgt aus unserer Sicht als Verband der ambulanten und teilstationären Einrichtun-

gen ein hohes Risiko für die Versorgungssicherheit bei Pflegebedürftigkeit in Deutschland! Ein 

Wegbrechen der Infrastruktur im ambulanten Bereich würde die Unterversorgung vieler Betroffener 

zur Folge haben. 

 

Der Reformvorschlag sollte daher an einigen Stellen dringend überarbeitet werden, damit auch 

morgen noch ausreichend Pflegedienste, Tagespflegen, Wohngemeinschaften und vollstationäre 

Einrichtungen sowie pflegende Angehörige zur Verfügung stehen, die Familienmitglieder unterstüt-

zen und die den Versorgungsauftrag der Pflegekassen in der Praxis umsetzen können und wollen. 

 

1. Konkret fordern wir Sie auf, den bisherigen Entlastungsbetrag in Höhe von 131 Euro zu 

erhalten bzw. das vorgesehene Sozialraumbudget gemäß § 45b SGB XI so zu organisie-

ren, dass die Pflegebedürftigen der Pflegegrade 2 bis 5 die ihnen zur Verfügung stehenden 

Geldmittel von 175 Euro monatlich weiterhin auch für Leistungen der Tages- und Nacht-

pflege, der Kurzzeitpflege sowie für Leistungen von professionellen ambulanten Pflege-

diensten einsetzen können. Der Gesetzesbegründung ist zu entnehmen, dass Dienste mit 

einer Zulassung nach § 72 SGB XI keine Leistungen nach dem neuen Sozialraumbudget 

erbringen und auch keine ergänzende Anerkennung als niedrigschwelliges Angebot nach 

Landesrecht erhalten können.  Die Beschränkung der Gruppe der Anbietenden auf „Ange-

bote zur Unterstützung im Alltag“ bietet keinerlei Vorteile, grenzt jedoch qualitätsgesicherte 

und zugelassene Dienste aus. Erschwerend kommt hinzu, dass hierfür eigens eingestelltes 

und geschultes Personal künftig nicht mehr weiterbeschäftigt werden könnte. 

So reduzieren sich die Ausgaben der Pflegekassen nicht dadurch, dass der Gesetzgeber 

vorschreibt, bei wem der Pflegebedürftige das ihm zustehende Budget ausgeben darf. 

 

Zudem wird der pflegebedürftige Kunde eines ambulanten Dienstes ohne Not gezwungen, 

einen zweiten Anbieter zu beauftragen, um das Sozialraumbudget nutzen zu können. Wa-

rum soll er dies tun? Er hat bereits einen Profi an seiner Seite, der Leistungen in einer von 

den Pflegekassen geprüften Qualität erbringt. Nun muss er einen weiteren Anbieter su-

chen, beauftragen und instruieren, für den deutlich geringere Anforderungen an Qualität 

und Personal gelten und der keiner Prüfung durch den Medizinischen Dienst unterliegt. 

 

Für ambulante Pflegedienste bedeutet diese Ausgrenzung, dass sie auf einen Umsatz von 

derzeit 131 Euro pro Kunde monatlich verzichten müssten.  
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2. Die Beratungsleistungen nach § 37 Absatz 3 SGB XI und die Schulungen in der häus-

lichen Umgebung des Pflegebedürftigen nach § 45 SGB XI, die für viele Pflegedienste 

eine wichtige Ergänzung ihres Angebots im Rahmen einer qualitätsgesicherten zugehen-

den Beratung sind, sollen in dieser Form ab 2028 abgeschafft werden. Künftig sollen die 

Pflegekassen diese Aufgabe in Form der Pflegebegleitung nach § 7c SGB XI übernehmen. 

Die bisher durch Pflegedienste jahrelang erfolgreich aufgebauten Strukturen für dieses An-

gebot sowie die Weiterbildung und Fortbildung von Pflegefachkräften, die für die Erbrin-

gung dieser Leistung notwendig waren, würden damit ersatzlos aufgegeben werden. Pfle-

gedienste haben erhebliche Finanzmittel in eine Beratungsinfrastruktur investiert, die nun 

nicht mehr für die Versorgung vor Ort und für die Pflegebedürftigen zur Verfügung stehen 

soll. 

  

Wir fordern Sie daher auf, die bisherige Infrastruktur der ambulanten Pflegedienste 

für Beratungsleistungen nach § 37 Absatz 3 SGB XI und die Schulungen in der Häus-

lichkeit nicht aus dem Leistungskatalog der ambulanten Pflegedienste zu streichen 

und ergänzend die in § 7c SGB XI vorgesehene Leistung der Pflegebegleitung für zu-

gelassene ambulante Pflegedienste zu öffnen. Bewährte und vorhandene Pflegebera-

terstrukturen sollten nicht über Bord geworfen werden, nur um diese anschließend bei den 

Pflegekassen wieder neu und kostenintensiv aufzubauen. Angesichts des umfangreichen 

Aufgabenkatalogs stellt sich zudem die Frage, woher die hierfür benötigten qualifizierten 

Pflegefachkräfte kommen sollen – und in welchen Bereichen sie dann fehlen werden. 

 

3. Eine weitere Forderung betrifft die vorgesehene Änderung zur Verhinderungspflege. Erst 

im Juli 2025 wurden die Leistungen in diesem Bereich zugunsten der pflegebedürftigen 

Menschen und ihrer Angehörigen noch ausgeweitet und zu einem gemeinsamen Jahres-

budget zusammengeführt. Nun soll das Rad zurückgedreht werden: Ein Pflegebedürftiger 

mit Pflegegrad (PG) 2 hätte künftig nicht mehr 3.539 Euro im Jahr zur Verfügung, um für 

Situationen wie Urlaub der Pflegeperson oder stundenweise Verhinderung gewappnet zu 

sein, sondern lediglich 1.855 Euro. Dies entspricht einer Kürzung um 1.684 Euro bei jedem 

Pflegekunden mit PG 2 oder 3 pro Jahr. Bei Pflegebedürftigen mit dem Pflegegrad 4 oder 5 

ist ein Budget von 2.285 Euro vorgesehen, was einer Kürzung von 1.254 Euro entspricht.  

 

Erschwerend kommt hinzu, dass die neue Verhinderungspflege von den Pflegeversicherten 

nur noch dann abgerufen werden kann, wenn die Pflegeperson ungeplant ausfällt. Damit 

entfallen wichtige Entlastungsmöglichkeiten für pflegende Angehörige, wenn diese geplant 

zum Beispiel in den Urlaub fahren möchten oder eine andere Auszeit benötigen, um sich 

von der Pflege zu erholen. Auch wenn diese Kürzungen durch höhere Sachleistungen oder  

das neue Entlastungsbudget kompensiert werden sollen, kommen sie faktisch einer Strei-

chung gleich.  
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Auf den ersten Blick erscheint diese Regelung ausschließlich Pflegebedürftige zu betreffen. 

Wir möchten jedoch auch Ihren Blick bei diesem Reformvorschlag auf die erheblichen und 

nahezu bedrohlichen Auswirkungen auf die Pflegedienste lenken. Wir fordern daher, die 

Mittel der Verhinderungspflege für die pflegebedürftigen Menschen auf dem aktuel-

len Stand zu erhalten und ihre Nutzung auch weiterhin für geplante Auszeiten von 

Pflegepersonen zu ermöglichen. 

 

Fazit: Die wirtschaftlichen Auswirkungen auf ambulante Pflegedienste und zu einem gewis-

sen Anteil auch auf Tagespflegen beziehen sich auf den Entlastungsbetrag in Höhe von 

131 Euro monatlich je Pflegekunde, auf die Leistungen der Verhinderungspflege sowie auf 

die Umsatzeinbußen durch die entfallenden Beratungen nach § 37 Absatz 3 SGB XI. Diese 

anstehenden Einnahmeverluste können schnell einen sechsstelligen Eurobetrag erreichen 

und lassen sich nicht kurzfristig durch die Aufnahme weiterer Kunden kompensieren. Die 

Folge wären die wirtschaftliche Schieflage und eine Existenzgefährdung für mindestens ei-

nen Teil der ambulanten und teilstationären Infrastruktur. 

 

 

4. Abschließend äußern wir größte Bedenken gegen die geplante (zunächst auf vier Jahre be-

grenzte) Aussetzung der Tariftreue. Die erst 2022 eingeführte Tariftreueregelung (trotz 

Vorgaben der Pflegemindestlohnkommission) hatte nicht nur eine unmittelbare Auswirkung 

auf die steigenden Personalkosten, sondern stellte gleichfalls nicht tarifgebundene Unter-

nehmen vor große organisatorische und wirtschaftliche Herausforderungen. Kurzfristig 

mussten zahlreiche arbeitsvertragliche Regelungen abgeändert und angepasst werden.  

 

Die Tariftreueregelung hatte (neben der Refinanzierungspflicht von Tariflöhnen durch die 

Kassen) primär das Ziel, die Pflege als Beruf attraktiver zu gestalten. Auch damals war der 

demografische Wandel bereits klar ersichtlich, und der sprunghafte Anstieg der Zahl der 

Pflegebedürftigen aufgrund der Pflegereform im Jahr 2017 war ebenfalls offenbar. Dennoch 

hat sich der Bundesgesetzgeber für die Tariftreue-Regelung mit all ihren finanziellen Aus-

wirkungen entschieden.  

 

Eine kurzfristige Aussetzung dieser Regelung führt möglicherweise kurzfristig zu einer Kos-

tendämpfung, aber auch zu einer extremen Verunsicherung in der Branche – und diese 

können wir uns als Gesellschaft momentan nicht leisten. Denn gerade heute benötigen wir 

dringend Pflegekräfte, Pflegefachkräfte und junge Menschen, die sich für eine Ausbildung 

in der Pflege entscheiden. Wir sollten alles tun, um das Vertrauen in den Pflegeberuf zu 

stärken – statt mit Kürzungen bei der Refinanzierung von Tarifgehältern (wie zuletzt im 

GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz) oder mit „Lockerungen“ bezüglich der Pflicht zur Zah-

lung von Gehältern in tariflicher Höhe zu verunsichern.  
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Es stellt sich zudem die Frage, was nach dem Moratorium von vier Jahren geschieht. Müs-

sen dann neu entwickelte Gehaltsstrukturen, die nicht schlechter sein müssen als Tarif-

löhne, aber andere Gehaltsbestandteile enthalten, wieder umgestellt werden? Betriebe kön-

nen nicht beliebig ihre betriebsinternen Entscheidungen gegenüber ihren Mitarbeitern än-

dern oder an die jeweilige Kassenlage der Pflegeversicherung anpassen. Die Arbeitgeber 

treffen ihre rechtlich verbindlichen Vereinbarungen mit den Mitarbeitern für einen unbefris-

teten Zeitraum. Und diese sind nicht einfach jederzeit änderbar. 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin Warken,  

 

es gibt ca. 5,7 Millionen pflegebedürftige Menschen in Deutschland – und es werden immer mehr. 

Das ist eine Tatsache, die sich weder verhindern noch wegdiskutieren lässt. Auch eine Verschär-

fung bei der Einstufung von Pflegebedürftigen ändert nichts daran, dass diese Menschen weiterhin 

einen Pflegebedarf haben.  

 

Diese Menschen müssen versorgt werden, und zwar am besten in ihrer eigenen Häuslichkeit. Ne-

ben den Angehörigen sind es vor allem die ambulanten Pflegedienste, die hierfür bereitstehen und 

diese Aufgabe gerne übernehmen. Doch auch hinter diesen Betrieben stehen Unternehmer, die 

wirtschaftlich denken und handeln müssen. Diese Unternehmer investieren in die Zukunft und ge-

hen Risiken ein. Eine wichtige Aufgabe des Gesetzgebers besteht darin, in dieser zentralen Bran-

che der Daseinsvorsorge für ein Höchstmaß an Kontinuität und Verlässlichkeit zu sorgen, damit 

das Unternehmerrisiko kalkulierbar bleibt – andernfalls wandern Unternehmer und Pflegekräfte in 

andere Branchen ab.  

 

Noch ist es nicht zu spät. Wir bitten Sie daher, unsere Vorschläge zu prüfen, den Gesetzentwurf 

entsprechend anzupassen und damit dazu beizutragen, dass auch morgen noch ausreichend moti-

vierte Pflegeunternehmer bereitstehen, damit alle pflegebedürftigen Menschen im Land „ihren“ am-

bulanten Dienst oder auch ergänzende teilstationäre Angebote finden. Gerne stehen wir zur Erör-

terung der Punkte jederzeit zur Verfügung. 

 

 

Mit hochachtungsvollen Grüßen 

 

 

 

Anke Willers-Kaul 

 


